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Aufgaben der Gerichte
bei der Verwirklichung des LPG-Rechts
Dozent Dr. GÜNTER PULS, Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin

In diesem Jahr überarbeiten die LPGs ihre Statuten und 
Betriebsordnungen auf der Grundlage der neu erlassenen 
Musterstatuten und -betriebsordnungen der LPG Pflan­
zenproduktion und LPG Tierproduktion (im weiteren MSt 
bzw. MBO).l So wird entsprechend den bewährten Grund­
sätzen der genossenschaftlichen Demokratie ein Recht- 
setzungsprozeß fortgesetzt, dem die Erarbeitung, die um­
fassende Beratung und Aussprache sowie die Beschluß­
fassung auf zwei zentralen Konferenzen vorausgingen.

Im Zusammenwirken mit den örtlichen Staatsorganen 
entwickelten auch die Gerichte in dieser Phase Aktivitä­
ten. Durch ihre rechtspropagandistische Tätigkeit halfen 
sie, die Agrarpolitik der Partei zu erläutern und die Mit­
glieder der LPGs mit dem Grundanliegen der neuen Mu­
sterstatuten vertraut zu machen. Unter Berücksichtigung 
der in der Rechtsprechung gewonnenen Erfahrungen gaben 
sie differenzierte Hinweise für die konkrete rechtliche 
Gestaltung der genossenschaftlichen Verhältnisse und 
konnten entsprechende Vorschläge bei der Diskussion der 
Entwürfe dieser Dokumente unterbreiten.

Sicherung und Vervollkommnung der genossenschaftlichen 
Demokratie — wichtiges Anliegen gerichtlicher Tätigkeit

Die Aufgabenstellung im Programm der SED zur allseiti­
gen Festigung der sozialistischen Staats- und Rechtsord­
nung und der breiten Entfaltung der sozialistischen De­
mokratie2 erforderten es, die Leitungstätigkeit der staat­
lichen Organe und damit auch die der Gerichte weiter zu 
qualifizieren. Die Tätigkeit der Gerichte auf dem Gebiet 
des LPG-Rechts steht in engem Zusammenhang mit der 
weiteren Festigung des Bündnisses der Arbeiterklasse mit 
der Klasse der Genossenschaftsbauern. Entsprechend dem 
Leninschen Genossenschaftsplan stellt diese Seite der ge­
richtlichen Tätigkeit zugleich eine Form der vielgestaltigen 
staatlichen Unterstützung für die LPGs und ihre Miglie- 
der dar.

Der spezifische Beitrag, den die Gerichte in diesem 
Prozeß leisten, wird in seiner Wirksamkeit im wesent­
lichen bestimmt.
— von der weiteren Qualifizierung der Rechtsprechung 

und der rechtsprogandistischen Tätigkeit,
f • von der Vervollkommnung der gesamten staatlichen 

Leitungstätigkeit gegenüber den LPGs und
— von der guten Zusammenarbeit der Gerichte mit den 

anderen staatlichen Organen, insbesondere den Räten 
der Kreise.
So können die Gerichte ihrerseits zur Qualifizierung der 

staatlichen Leitungstätigkeit gegenüber den LPGs und 
gleichzeitig zur weiteren Vervollkommnung der genossen­
schaftlichen Demokratie beitragen. Da auch weiterhin 
„... die Normen und Prinzipien der genossenschaftlichen 
Demokratie und der sozialistischen Betriebswirtschaft 
Grundlage des schöpferischen Handelns unserer Genossen­
schaftsbäuerinnen und -bauem“3 bleiben, ist es z. B. wich­
tig, daß die Gerichte in engem Zusammenwirken mit den 
anderen staatlichen Organen noch stärker auf die Ent­
wicklung von Aktivitäten der Genossenschaftsmitglieder 
zur Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit und 
zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit hinwir­
ken.4

Die eigenverantwortliche Gestaltung der Genossen­
schaftsbeziehungen in Form der kollektiven Beschlußfas­

sung ist oftmals Grundlage rechtlicher Ansprüche und we­
sentliches Merkmal für die Sicherung und Vervollkomm­
nung der genossenschaftlichen Demokratie. Zugleich bie­
tet sie Möglichkeiten zur Vorbeugung von Rechtsverlet­
zungen bzw. zur Aufdeckung kriminalitätsbegünstigender 
Faktoren. Die Hilfe und Unterstützung, die die Justiz­
organe den LPGs in diesem Prozeß geben, trägt auch auf 
diesem Gebiet zur weiteren Festigung der Gesetzlichkeit 
und der einheitlichen Rechtsanwendung bei.

Höhere Anforderungen an die Rechtsprechung 
in LPG-Rechtssachen

Die Gerichte haben in den einzelnen Etappen der gesell­
schaftlichen Entwicklung stets zur Organisierung und zum 
Schutz der genossenschaftlichen Produktionsverhältnisse 
beigetragen. So haben die bisher in der Rechtsprechung 
und in den Leitungsdokumenten des Obersten Gerichts 
entwickelten Grundsätze für die Anwendung des LPG- 
Rechts, insbesondere für die Gestaltung der Mitglied­
schaftsbeziehungen, zur Erhöhung der Rechtssicherheit, 
zur Verbesserung der staatlichen und genossenschaftlichen 
Leitungstätigkeit sowie zur einheitlichen Anwendung des 
LPG-Rechts beigetragen.

Von großer Bedeutung war der Beschluß des Plenums 
des Obersten Gerichts über die Aufgaben der Gerichte bei 
der Durchsetzung des LPG-Rechts vom 30. März 1966 (NJ 
1966, Heft 9, S. 268 ff.). In ihm wurden Grundsätze für die 
Zusammenarbeit der Gerichte mit den örtlichen Organen, 
für die Rechtsprechung zur Verwirklichung des LPG- 
Rechts, für die Anwendung der materiellen Interessiert­
heit und der materiellen Verantwortlichkeit der Genos­
senschaftsbauern sowie für die Überprüfung von Be­
schlüssen der Mitgliederversammlungen getroffen.®

In der gegenwärtigen Etappe der gesellschaftlichen 
Entwicklung in der Landwirtschaft werden höhere An­
forderungen an die Leitungen der LPGs gestellt. Die er­
reichte Vervollkommnung in der Rechtsordnung und die 
weitere Entwicklung der genossenschaftlichen Verhältnisse 
entsprechend den Festlegungen in den Musterstatuten und 
Musterbetriebsordnungen machen es zugleich erforderlich, 
neue Möglichkeiten für die gerichtliche Tätigkeit und deren 
erhöhte Wirksamkeit zu erschließen.

Voraussetzungen für die Erfüllung der gerichtlichen 
Aufgaben sind u. a. die enge Zusammenarbeit mit anderen 
Staatsorganen, insbesondere mit den Räten der Kreise und 
den Gewerkschaften, die zielgerichtete, auf Schwerpunkte 
orientierte Rechtspropaganda zur Verwirklichung des 
LPG-Rechts sowie die Beachtung der sich aus den Muster­
statuten ergebenden inhaltlichen Anforderungen an die 
LPG-Rechtsprechung.

Zuständigkeit der Gerichte in LPG-Rechtssachen

Der erreichte Entwicklungsstand der genossenschaftlichen 
Eigentums-, Leitungs- und Arbeitsverhältnisse machen es 
erforderlich, die vor Jahren geäußerte Rechtsauffassung 
zur Zulässigkeit des Gerichtswegs weiter zu präzisieren.® 

Nach § 28 LPG-Gesetz sind die Gerichte „zur Entschei­
dung von vermögensrechtlichen Streitigkeiten zwischen 
der Genossenschaft und ihren Mitgliedern zuständig, so­
weit nicht durch gesetzliche Bestimmungen die endgültige 
Entscheidung den genossenschaftlichen Organen oder den 
örtlichen Räten übertragen wurde“.
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